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Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

die 18. Wahlperiode des Landtags von Baden-Württemberg ist erfolgreich 
gestartet: 157 Abgeordnete haben die ersten Plenarsitzungen absolviert, 
die Fachausschüsse haben sich konstituiert und ihre Vorsitzenden bestimmt. 
Es ist mir eine große Freude und Ehre, dass mich das Parlament in seiner ersten 
Sitzung am 12. Mai 2026 zu seinem Präsidenten gewählt hat. Eine Aufgabe, 
die ich mit Dankbarkeit, Demut und Respekt angehe.

Editorial

70 Prozent der Bürgerinnen und Bürger unseres schönen Landes Baden-Württemberg haben bei der Landtags-
wahl am 8. März 2026 von ihrem Wahlrecht Gebrauch gemacht – ein erfreulicher Wert. Erstmals konnten 7,7 Millio-
nen Wählerinnen und Wähler ab 16 Jahren zwei Stimmen abgeben. Nach Ende der Auszählung lagen die Grünen 
einen halben Prozentpunkt vor der CDU, was zu der historisch einmaligen Situation führt, dass die beiden Koalitions-
fraktionen mit jeweils 56 Abgeordneten exakt gleich stark sind und übrigens gemeinsam eine klare Zweidrittel-
mehrheit im Landtag haben. Die AfD wurde drittstärkste Kraft, die SPD ist jetzt die kleinste Oppositionsfraktion, 
denn die FDP hat den Wiedereinzug ins Parlament verpasst.

Seit nunmehr 40 Jahren informiert unser „Landtagsspiegel“ über alles, was in und um das Parlament passiert. 
So blicken wir in der aktuellen Ausgabe unter anderem nicht nur ausführlich auf den Wahltag zurück (ab Seite 02), 
sondern die landespolitische Korrespondentin Bärbel Krauß lässt auch das Geschehen der 17. Wahlperiode Revue 
passieren (ab Seite 18). Die ersten Sitzungen des neu gewählten Landtags hat ihr Kollege Dr. Jens Schmitz auf-
merksam verfolgt (ab Seite 06). Einblicke in meine ersten 100 Tage als Präsident des Hohen Hauses bekommen 
Sie, liebe Leserinnen und Leser, im Interview ab Seite 46.

Sie finden im „Landtagsspiegel 2026“ wieder die Meinungsbeiträge aller vier Fraktionen sowie Auszüge aus der 
Regierungserklärung des neuen Ministerpräsidenten Cem Özdemir (ab Seite 08). Im Beitrag „Erfahrene Stimmen 
und neue Perspektiven“ schildern jeweils wiedergewählte Abgeordnete und Neulinge einer Fraktion ab Seite 50 
ihre Eindrücke und geben Einblicke in ihre Parlamentsarbeit. Im Serviceteil (Seiten 21–44) stellen wir Ihnen in ge-
wohnter Weise alle 157 Abgeordneten mit Bild vor und informieren Sie über die Zusammensetzung der Ausschüsse.

Im Namen des Landtags danke ich Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, für Ihr Interesse an unserer Arbeit. Ich freue mich 
auf viele persönliche Begegnungen mit Ihnen – vielleicht ja spätestens 2027, wenn unser wunderbares Baden-
Württemberg seinen 75. Geburtstag feiern wird. Denn im Jubiläumsjahr wollen wir das Parlament noch weiter 
öffnen und zugänglich machen. Über unser Programm werden wir Sie auf unserer Webseite sowie auf unseren 
Social-Media-Kanälen informieren. Wir freuen uns sehr, wenn Sie dann dabei sind.

Thomas Strobl MdL
Präsident des Landtags von Baden-Württemberg
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Landtagswahl 2026 sorgt 
für Überraschungen 
Landtagswahlen und Fußballspiele haben mehr gemeinsam, als man denkt. Trotz aller 
Prognosen und Einschätzung von Experten weiß am Ende niemand, wie genau so ein 
Wahlabend zu Ende geht. Und so war es auch dieses Mal wieder bei der Wahl zum 
Landtag von Baden-Württemberg am 8. März 2026. Denn der Wahltag brachte so 
manche Überraschung mit sich: Die Grünen wurden mit hauchdünnem Vorsprung 
stärkste Kraft, die AfD hat ihr Ergebnis nahezu verdoppelt und die FDP hat den Einzug 
ins Parlament verpasst. 
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Grüne und CDU erhalten gleich viele Mandate 
Trotz aller Besonderheiten war aber eines wie bei allen anderen Wahlen zuvor: Während die einen 
Parteien vor Freude jubelten und ihr Glück kaum fassen konnten, herrschte bei anderen Ernüchte-
rung und Ratlosigkeit. Die Grünen verschlechterten sich im Vergleich zur Wahl 2021 zwar um 2,4 
Prozentpunkte, wurden mit einem Ergebnis von 30,2 Prozent aber trotzdem stärkste Kraft. Die CDU 
legte um 5,6 Prozentpunkte zu und erreichte mit 29,7 Prozent der Stimmen Platz zwei. Obwohl die 
Grünen knapp über und die CDU knapp unter 30 Prozent liegen, erhielten beide Parteien gleich 
viele Mandate: Jeweils 56 Abgeordnete vertreten beide Parteien im Parlament. Die größten Ge-
winne erzielte die AfD, die um 9,1 Prozent zulegte und ihr Ergebnis nahezu verdoppelte. Die AfD zog 
mit 18,8 Prozent der Stimmen und 35 Abgeordneten zum dritten Mal ins Parlament ein.

Herbe Verluste musste dagegen die SPD hinnehmen, die nur noch 
5,5 Prozent der Stimmen erhielt und sich im Vergleich zur Wahl 2021 
damit halbierte. Die Sozialdemokraten sind nur noch mit zehn Ab-
geordneten im Landesparlament vertreten. Ganz bitter ging der 
Wahltag für die FDP aus. Diese erreichte nur noch 4,4 Prozent der 
Stimmen und scheiterte damit an der Fünf-Prozent-Hürde. Die 
FDP, die dem Landtag seit seiner Gründung angehörte, musste 
damit das Parlament verlassen. Die Linke, die in Prognosen vor der 
Wahl deutlich über fünf Prozent lag, hat mit einem Wahlergebnis 
von 4,4 Prozent den Einzug ins Parlament dann doch verpasst.

Damit besteht der 18. Landtag von Baden-Württemberg aus vier Fraktio-
nen – eine weniger als in der Wahlperiode davor. Im historischen Vergleich 
ist das keine Ausnahme, sondern eher die Regel: In zehn der 18 Wahlperi-
oden gab es vier Fraktionen, fünfmal gab es fünf Fraktionen, dreimal nur 
drei Fraktionen. Der Frauenanteil beträgt dieses Mal 33,8 Prozent. Das 
sind 4,6 Prozentpunkte mehr als bei der Wahl 2021. Wobei das Geschlechter
verhältnis in den Fraktionen sehr unterschiedlich ist. Bei den Grünen sind 
von 56 Abgeordneten genau die Hälfte weiblich, also 28. Bei der CDU sind 
von ebenfalls 56 Abgeordneten 16 Frauen. Bei der AfD sind von 35 Abge-
ordneten vier weiblich und bei der SPD von zehn Abgeordneten fünf.
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Ein halbes Jahrhundert zwischen 
jüngstem und ältestem Abgeordneten 
Wie vielfältig die Zusammensetzung des Parlaments ist, 
zeigt sich auch an einem anderen Beispiel: Zwischen dem 
jüngsten und dem ältesten Abgeordneten liegt mehr als 
ein halbes Jahrhundert. Jüngster Abgeordneter ist Nico 
Gunzelmann (CDU, geboren 2002), ältester Abgeord-
neter Emil Sänze (AfD, geboren 1950.)

Noch ist die 18. Wahlperiode recht jung. Bis zur nächsten 
Wahl im Jahr 2031 steht den Abgeordneten viel Arbeit 
bevor. Und trotzdem wirft die nächste Wahl bereits ihre 
Schatten voraus. Denn mit ihrer Arbeit in den kommen-
den fünf Jahren legen die Parteien und Fraktionen den 
Grundstein für ihr Wahlergebnis – und hoffen natürlich, 
am Wahlsonntag im Jahr 2031 jubeln zu dürfen.

→ Wahlberechtigte: 7.764.858	 → Wählende: 5.406.737 		    → Wahlbeteiligung: 69,6 Prozent 
→ Gültige Erststimmen: 5.359.187	 → Gültige Zweitstimmen: 5.375.109

Partei Stimmenanteil Sitze

GRÜNE 30,2 % 56

29,7 % 56

18,8 % 35

5,5 % 10

4,4 %

4,4 %

7,0 %

157

AfD

CDU

SPD

FDP/DVP

Linke

Sonstige

insgesamt

Stimmen und Prozente

Das amtliche Ergebnis der Landtagswahl am 8. März 2026
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„Wir alle können stolz sein auf die hohe 
Wahlbeteiligung bei der Landtagswahl 
von fast 70 Prozent“, erklärt Alterspräsi-
dent Prof. Dr. Wolfgang Reinhart (CDU) zur 
Eröffnung der konstituierenden Sitzung. 
„Wir haben nun 157 Abgeordnete, so viele 
wie noch nie, und sogar eine Sitzgleich-
heit der Regierungsfraktionen – ein Novum 
in der Geschichte der Bundesrepublik, wie 
wir festgestellt haben.“ Mit 157 Volks
vertretern ist der 18. Landtag der größte 
bisher, allerdings sind nur drei Mandate 
hinzugekommen. Weder die befürchtete 
Aufblähung noch eine Zersplitterung sind 
durch das neue Wahlrecht eingetreten. 
Die erhoffte Steigerung des Frauenan-
teils freilich auch nicht.

„Ich finde, es ist immer ein Hochamt der 
Demokratie, wenn ein neu gewähltes Par
lament zusammentritt“, sagt Reinhart. „Die 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 
haben entschieden. Sie haben uns legis-
lative Verantwortung auf Zeit übertragen.“ 
In seiner halbstündigen Rede entfaltet 
Reinhart ein Ideal parlamentarischen 
Arbeitens: Achtung vor der Würde des 
Menschen und des Worts. Empathiefähig
keit, wissenschaftliche Empirie, Lösungs-
orientierung. Weltweit stehe die Demo-
kratie unter Druck, sagt der 70-Jährige. 
Die Menschen in Baden-Württemberg 
müssten spüren: „Die Politik hier kann ge-
stalten, nicht nur auf Krisen reagieren.“ 
Die neue Regierung wird handeln können. 

Mehr als zwei Drittel der Landtags-Man-
date hat die dritte Auflage von Grün-
Schwarz, das ist einer Koalition zuletzt 
1992 gelungen. Damals saßen allerdings 
fünf Parteien im Parlament, jetzt sind es 
nur noch vier.

„Erstmals in unserer Landesgeschichte ist 
die FDP nicht mehr im Landtag vertreten“, 
beschreibt Reinhart diese Zäsur. Abge-
ordnete aller Fraktionen applaudieren, als 
er erklärt: „Sie hat in den letzten 80 Jah-
ren als Regierungs- und Oppositionspar-
tei wertvolle Arbeit in diesem Parlament 
geleistet.“ Es ist nicht der einzige Schlag 
für die Opposition. Die SPD ist auf ein 
Grüppchen von zehn zusammengeschmol-

Auf der Suche 
nach neuer 
Balance

Landespolitischer Korrespondent 
und Mitglied der Landespressekonferenz 
Baden-Württemberg

EIN GASTBEITRAG VON 
DR. JENS SCHMITZ

Von oben wirkt vieles wie ein gewöhnlicher Regierungswechsel. Auf der Besuchertribüne haben 
Vertreter aus Politik und Gesellschaft Platz genommen; zusammen mit Noch-Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann (Grüne) überblicken sie die Versammlung von alten und neuen Abgeordneten – das mal 
mehr, mal weniger freudige Wiedersehen nach dem Interregnum, die Blumengebinde rund um Redner-
pult und Präsidiumsplätze, die noch zu besetzenden Regierungsbänke.
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zen. Die AfD dagegen hat ihre Größe auf 
35 Mandatsträger mehr als verdoppelt. 
Größte Oppositionsfraktion ist damit nun 
eine Partei, deren Landesverband das 
Landesamt für Verfassungsschutz als 
rechtsextremen Verdachtsfall beobachtet. 
Die SPD hat ausgeschlossen, mit ihr zu-
sammenzuarbeiten. Der Preis dafür ist hoch: 
Die Opposition wird gegen die Regierung 
weder öffentliche Ausschusssitzungen 
noch Untersuchungsausschüsse durch-
setzen können.

Der neue Landtagspräsident Thomas Strobl 
(CDU) erklärt nach seiner Wahl, dass ein 
Parlament, um sinnvoll zu arbeiten, auch 
„eine wirksame Opposition organisieren“ 
müsse. Kaum ein Satz verweist deutlicher 
auf die Herausforderung, vor der dieser 
Landtag steht. In seiner Antrittsrede wirbt 
Strobl darüber hinaus für demokratische 
Verantwortung. Optimismus sei Pflicht; 
entscheidend sei, sich auf das zu konzen-
trieren, was man selbst verantworte. „Aber 
das kann man nicht nur delegieren, son-
dern das müssen viele leben.“

Der neue Präsident wird ohne Gegenvor-
schlag gekürt, mit 103 von 157 Stimmen. 
Angesichts der Regierungsmehrheit von 
112 Stimmen fehlen dem früheren Innen-
minister auch Unterstützer aus der Koalition, 
ebenso wie der kurz danach zur Vize-
präsidentin berufenen Muhterem Aras 
(Grüne). Die bisherige Landtagspräsiden-
tin ist das prominenteste Opfer der neuen 
Machtarithmetik; unter Beifall aus allen 
Fraktionen danken Reinhart und Strobl ihr 
für ihre Arbeit. Vor ihrer Wahl zur Stellver-
treterin entbrennt Streit um die Zahl der 
Vizepräsidenten. AfD und SPD bemän-
geln, dass die Regierung keinen solchen 
Posten für die Opposition vorsieht; Grün-

Schwarz kontern mit der gesunkenen Zahl 
der Fraktionen. Mit 106 zu 33 Stimmen 
setzt Aras sich schließlich gegen den AfD-
Kandidaten Joachim Kuhs durch.

Die AfD demonstriert Selbstbewusstsein, 
beim Streit um Posten wie bei Zweifeln an 
Wahlzetteln. Weil einer ihrer Abgeordneten 
seinen ausgefüllten Stimmzettel online 
stellt, muss Strobl am zweiten Sitzungstag 
als Erstes ans Wahlgeheimnis erinnern. 
Als Grünen-Fraktionschef Andreas Schwarz 
fünf Minuten später den neben ihm sitzen-
den Cem Özdemir für das Amt des Minis-
terpräsidenten vorschlägt, meldet sich der 
parlamentarische Geschäftsführer der AfD, 
Miguel Klauß: „Herr Präsident, Kollegen, 
die Bürger von Baden-Württemberg ha-
ben Mitte-Rechts gewählt, und deswe-
gen schlagen wir Manuel Hagel vor.“ Hagel 
erklärt umgehend, nicht zur Verfügung zu 
stehen. „Es gibt eine Verantwortung, die 
ist größer wie man selber, und mit der 
deutschen Christdemokratie und mit die-

sem Parlament machen Sie keine Spiel-
chen“, bescheidet der designierte Vize
regierungschef und Innenminister der AfD. 
Die Wahl des Ministerpräsidenten been-
det fürs Erste die Spannungen, die die 
Regierungsbildung begleitet hatten. Zwar 
erhält Özdemir nur 93 Ja-Stimmen; es 
gibt also mindestens 19 Verweigerer in den 
Reihen der Koalition. Doch diese Regie-
rung kann sich Abweichler leisten.

Strobl überreicht dem „lieben Cem“ ein 
Laufshirt in Landesfarben. Es soll den pas-
sionierten Läufer „immer daran erinnern, 
dass du jetzt der Kapitän der Baden-
Württemberg-Mannschaft bist“. Nach 
Özdemirs Amtseid, mit Gottesformel, gibt 
es aus allen Fraktionen Beifall. Mit dem 
60-Jährigen steht erstmals ein Regie-
rungschef mit türkischen Wurzeln an der 
Spitze eines deutschen Bundeslandes. 
„Alle können halt nicht Minister und 
Staatssekretäre werden“, kommentiert er 
die Wahl später, nachdem auch sein 
Kabinett vereidigt ist. „Dass da der eine 
oder andere enttäuscht ist, das verstehe 
ich schon. Das halten wir aus.“ Der dritten 
Auflage von Grün-Schwarz bleibt gar nichts 
anderes übrig: Jenseits der AfD gibt es 
sonst keine stabile Koalitionsoption. Die 
Ära Özdemir beginnt mit einer geordneten 
Machtübergabe und außergewöhnlich 
klaren Mehrheitsverhältnissen. Wie ein 
Parlament seine Kontrollfunktion wahr-
nehmen kann, in dem die größte Opposi-
tionspartei von allen anderen Fraktionen 
als Gefahr für die Demokratie angesehen 
wird, müssen die Abgeordneten erst noch 
herausfinden.

Das Parlament hat seine Spitze gewählt: Landtagspräsident Thomas Strobl 
und Vizepräsidentin Muhterem Aras.

Der neue Landtagspräsident schenkt dem neuen Ministerpräsidenten 
zum Start ein Laufshirt in Landesfarben.
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Wir leben in herausfordernden Zeiten: Kriege und Krisen 
sind zurück in Europa, die regelbasierte Weltordnung 
steht auf dem Prüfstand, unser Wirtschaftsmodell muss 
grundlegend erneuert werden, die liberale Demokratie  
ist bedroht und der Klimawandel bittere Realität. Meine 
Aufgabe und die unserer Landesregierung ist es, unser 
Land sicher durch diese Turbulenzen zu führen und ein 
starkes Fundament für die Zukunft zu legen.

Wir erleben die tiefste Wirtschaftskrise seit Bestehen  
unseres Landes. Vieles davon haben wir nicht selbst in  
der Hand: Zölle, Chinas Weg von der Werkbank zum 
Wettbewerber, die Kriege und Krisen in der Welt, mit  
all ihren negativen Auswirkungen. Hinzu kommen aber 

Als Gastarbeiterkind wurde mir der Aufstieg ins höchste Staatsamt des Landes nicht 
in die Wiege gelegt. Im Gegenteil: In der Schule hatte ich große Schwierigkeiten, 
meine Noten waren schlecht und meine Eltern konnten mir nur eingeschränkt helfen. 
Doch es gab Menschen, die mehr an mich geglaubt haben als ich an mich selbst. 
Das hat mir nicht nur die Chance für einen Bildungsaufstieg und meinen späteren 
Lebensweg eröffnet, sondern mir auch gezeigt: Mut und Demut gehören zusammen. 
Diese Erfahrungen leiten mich bis heute – auch mit Blick darauf, wie wir als Regierung 
für dieses Land und seine Menschen arbeiten sollten.

„�Wir leben in  
herausfordernden Zeiten“
 AUSZUG AUS DER REGIERUNGSERKLÄRUNG VON  
 MINISTERPRÄSIDENT CEM ÖZDEMIR VOM 20. MAI 2026 
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auch hausgemachte Probleme wie zu viel Bürokratie und eine 
bröckelnde Infrastruktur. Deshalb gehen wir das Thema Regu-
lierung grundlegend an: Mit dem Effizienzgesetz laufen alle 
landesrechtlichen Berichts-, Dokumentations- und Aufbewah-
rungspflichten bis Ende 2027 automatisch aus, sofern sie nicht 
ausnahmsweise begründet weitergeführt werden. Wir setzen 
auf klare Fristen, Genehmigungsfiktionen und ein gebündeltes, 
digitales Förderwesen. Gemeinsam mit den Kommunen richten 
wir eine Zukunftskommission ein, um Aufgaben und Standards 
des Staates zu überprüfen. Zudem wollen wir weiter konse-
quent in unsere Infrastruktur investieren. Am Grundsatz „Erhalt 
vor Neubau“ halten wir fest und investieren gezielt in Straßen 
und Schienen sowie in ein flächendeckendes Glasfasernetz 
und modernen Mobilfunk bis zum Jahr 2029.

Allerdings gibt es nach wie vor Grund für Optimismus. Unser 
Mittelstand ist stark und unglaublich breit aufgestellt. Unsere 
große Stärke ist unsere Innovationskraft. Diese Stärke wollen 
wir weiter ausspielen: Wir bündeln unsere Innovationspolitik 
in einer Hightech-Strategie für das ganze Land und setzen  
auf Schlüsseltechnologien der Zukunft: Künstliche Intelligenz, 
Quantentechnologie, Halbleiter, Photonik, GreenTech und 
Lebenswissenschaften made in Baden-Württemberg. Realla-
bore, ein 48-Stunden-Gründungsverfahren und der Zukunfts-
fonds Baden-Württemberg sollen Tempo und Kapital für Start-
ups sichern. 

Gleichzeitig behalten wir unseren Kurs beim Klimaschutz bei: 
Baden-Württemberg soll bis 2040 klimaneutral werden, mit 
dem Emissionshandel als Leitinstrument und einem ambitio-
nierten Ausbau von Erneuerbaren, Netzen und Speichern. Bei 
der Photovoltaik liegen wir bundesweit mit an der Spitze, bei 
der Windkraft haben wir rund 1.800 Anlagen in der Pipeline.  
Mit einer „Klima-Milliarde“ wollen wir Kommunen bei konkreten 
Investitionen unter die Arme greifen.

Mit Blick auf unser Bildungssystem ist unser klares Ziel, kein 
Kind zurückzulassen. Dabei legen wir den Schwerpunkt auf die 
Unterstützung der Kleinsten, denn auf den Anfang kommt es 
ganz besonders an: Sprachförderung in Kita und Grundschule 
sowie ein verbindliches, kostenfreies letztes Kindergartenjahr 
stellen sicher, dass alle Kinder am Ende der Grundschule sicher 
lesen, schreiben und rechnen können. Multiprofessionelle Teams 
sollen unsere Lehrkräfte entlasten, an Startchancen-Grund-
schulen führen wir zudem ein kostenloses Mittagessen ein.

Baden-Württemberg ist eines der sichersten Länder der Welt. 
Das ist gut so und soll auch so bleiben. Gleichzeitig hat das 
Sicherheitsgefühl bei vielen Menschen spürbar abgenommen 

und die Verrohung in der Gesellschaft nimmt zu. Dem wollen 
wir entschlossen begegnen und 1.000 zusätzliche Stellen  
bei der Polizei schaffen, die intelligente Videoüberwachung 
ausweiten und den automatisierten Bildabgleich im Internet 
ermöglichen sowie mehr Bodycams einsetzen.

Wir stärken außerdem unseren Sozialstaat mit einem Fokus auf 
wohnortnahe Gesundheitsversorgung und bezahlbares Wohnen. 
Wir entwickeln die Landarztquote weiter und ergänzen sie um 
eine Kinderarztquote. Außerdem bauen wir telemedizinische 
Angebote aus. Mit dem neuen Baden-Württemberg-Standard 
vereinfachen wir die Regeln für unsere Häuslebauer. Wir unter-
stützen junge Familien beim Erwerb von Wohneigentum und 
halten an der Mietpreisbremse fest.

In den letzten Jahren sind viele Menschen zu uns gekommen. 
Dem begegnen wir mit einem klaren Kurs, der Humanität und 
Ordnung verbindet: Wer Schutz braucht, darf bleiben; wer  
keinen Schutzanspruch hat, muss zurückkehren. Straftäter und 
Gefährder werden wir konsequent in ihre Heimatländer zurück-
führen. Dazu stärken wir den Sonderstab „Gefährliche Auslän-
der“. Für eine gelungene Integration sind drei Dinge entschei-
dend: Sprache, Arbeit und das Bekenntnis zu unserer Verfassung. 
Daran werden wir unsere Integrationspolitik messen.

Die Wählerinnen und Wähler haben den demokratischen Par-
teien der Mitte ein starkes Mandat erteilt. Dieses Vertrauen 
wollen wir nicht enttäuschen und das Land auf Augenhöhe mit 
den Bürgerinnen und Bürgern führen, in der Tradition der Politik 
des Gehörtwerdens, die Winfried Kretschmann begründet hat. 
Grüne und CDU eint das Bekenntnis zur liberalen Demokratie, 
zur sozialen Marktwirtschaft und zu einem respektvollen Um-
gang miteinander. Die politische Mitte ist der Ort der Zuver-
sicht. Mit neuem Mut für eine neue Zeit lade ich alle ein, diesen 
Weg gemeinsam mit uns zu gehen.
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Stellungnahme zur Regierungserklärung  
vom 20. Mai 2026
„Aus Verantwortung für unser Land“ – das ist 
nicht nur der Titel unseres grün-schwarzen 
Koalitionsvertrags. Das ist unsere klare Haltung 
als Fraktion und der Auftrag der Bürgerinnen  
und Bürger. Wir wissen, wie groß die Aufgaben  
in diesen Zeiten des Umbruchs sind. Und wir  
nehmen sie mit Demut, aber genauso mit Mut 
und Tatkraft an. Weil wir überzeugt sind, dass es 
Veränderung braucht, um das Gute zu bewahren 
und Baden-Württemberg in Richtung Zukunft 
auszurichten.

Unsere Welt verändert sich gerade tiefgreifender als in vielen 
Jahrzehnten zuvor: Die Klimaerhitzung gefährdet unsere Lebens-
grundlagen. Die geopolitische Lage bedroht unsere Sicherheit. 
Künstliche Intelligenz verändert unsere Arbeitswelt. Und die 
gesellschaftliche Polarisierung verschärft den Ton unserer  
Demokratie.

Das bedeutet: Auch Baden-Württemberg muss sich neu erfinden. 
Und das gehen wir voller Überzeugung an. Die Zeit des mutigen 
Handelns ist jetzt! Als Grüne Landtagsfraktion haben wir dazu 
einen klaren Kompass: Wirtschaft und Innovation stärken, wirk-
samen Klimaschutz weiter voranbringen, den Staat umfassend 
modernisieren und gerechte Bildungschancen für alle weiter 
ausbauen.

Für eine neue wirtschaftliche Stärke
Vorrang für Wirtschaft und Innovation made in Baden-Württem-
berg: Das ist unser Leitmotiv für die nächsten fünf Jahre. Wir 
werden die Weichen stellen für eine neue wirtschaftliche Stärke 
in unserem Land. Dafür brauchen wir den Mut zur Veränderung. 
Denn der Strukturwandel in der Industrie und weltweite Krisen 
gefährden auch bei uns vor Ort viele Arbeitsplätze. 

Aber Baden-Württemberg hat oft genug bewiesen, dass es am 
stärksten ist, wenn es Veränderung nicht fürchtet, sondern gestaltet. 

Und wir haben alles, was es dazu braucht. Jetzt gilt es, 
Baden-Württemberg als Innovationsregion neu zu erfinden. Als 
Land, in dem Zukunft erdacht, entwickelt und produziert wird. 

Mit einer neuen High-Tech-Strategie werden wir unsere Stärken 
in den zentralen Zukunftsfeldern ausbauen: Dazu gehören Maschi-
nen- und Anlagenbau, Künstliche Intelligenz, Robotik, GreenTech, 
Quantentechnologie, Medizintechnik und modernste Forschung. 
Ein Zukunftsfonds soll Start-ups und Innovationen fördern. Unter-
nehmensgründungen wollen wir künftig innerhalb von 48 Stunden 
ermöglichen.

Unser Ziel ist klar: Die Technologien der Zukunft sollen hier in 
Baden-Württemberg entstehen – und aus Ideen sollen neue 
Produkte, neue Märkte und sichere Arbeitsplätze werden. Wir 
wollen und werden zeigen: Veränderung bedeutet die Chance 
auf neue Stärke.

Klimaschutz ist Wirtschaftsmotor und Gesundheitsfaktor
Die fatalen Folgen der Klimaerhitzung spüren wir schon jetzt 
überall. Deshalb werden wir wirksamen Klimaschutz weiter vor-
anbringen. Damit schützen wir nicht nur unsere Lebensgrundla-
gen, sondern auch unsere Gesundheit und unseren Wohlstand. 
Denn klar ist: Nur wer künftig Klimaschutz und Ökonomie zusam-
mendenkt, wird weiterhin wirtschaftlich erfolgreich sein.

Mit klarem Kompass: Stärke  
bewahren – Veränderung gestalten

Andreas Schwarz, Fraktionsvorsitzender der Grünen  
im Landtag BW.

 MEINUNGSBEITRAG DER FRAKTION GRÜNE 
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Deshalb halten wir am Klimaziel 2040 fest und wollen den Ausbau 
von Windkraft und Photovoltaik massiv beschleunigen. Unser Ziel 
sind noch schnellere Genehmigungen, mehr Flächen und mehr 
Planungssicherheit. 

Von den Erneuerbaren profitiert nicht nur der Klimaschutz. Ener-
gie aus Wind und Sonne macht uns unabhängig von fossilen 
Brennstoffen aus autoritären Staaten und sorgt dafür, dass die 
Stromrechnung bezahlbar bleibt. Und nicht zuletzt ist der Ausbau 
ein Jobmotor für Mittelstand und Handwerk.

Aber wir gehen noch weiter voran: Mit Investitionen in GreenTech, 
Wasserstoff, Batterietechnologien und klimaneutrale Produktion 
verbinden wir Klimaschutz auch mit dem Ziel industrieller Stärke.
 
Und klar ist auch: Die Energiewende schaffen wir nur gemeinsam 
mit unseren Städten und Gemeinden. Deshalb legen wir eine 
Klimamilliarde für unsere Kommunen auf, die ein zentraler Hebel 
für Investitionen, Wertschöpfung und neue Chancen vor Ort ist.

Ein moderner Staat: weniger Bürokratie, mehr Vertrauen
Wir wollen den Staat umfassend modernisieren. Das heißt: Wir 
bauen Hürden ab, die Innovation und Erfindergeist ausbremsen, 
die der Wirtschaft und den Menschen im Alltag im Weg stehen. 
Denn wenn der Staat zu kompliziert, zu bürokratisch und zu 
schwerfällig ist, kostet das Vertrauen. 

Wir wollen schnellere Genehmigungen, digi-
tale One-Stop-Shops und weniger Berichts-
pflichten. Der Grundsatz soll lauten: weg vom 
„Nein, weil …“, hin zum „Ja, wenn …“. Ein moder-
ner Staat soll ermöglichen, unterstützen und 
verlässlich funktionieren.

Dazu gehören auch starke, handlungsfähige 
Kommunen. Sie sind das Rückgrat unseres 
Landes. Unseren Staat zu modernisieren, wird 
nur mit ihnen gemeinsam gelingen. Deshalb 
setzen wir eine Zukunftskommission ein, um 
das Verhältnis von Land und Kommunen fit 
für die Zukunft zu machen. 

Für eine Gesellschaft, in der alle gerechte Chancen haben
Ein Staat, der funktioniert, ist auch ein Chancengeber für alle – 
unabhängig von Herkunft und Geldbeutel der Eltern. Deshalb 
machen wir uns stark für ein Bildungssystem, das Leistung und 
Gerechtigkeit zusammenbringt und so Aufstieg ermöglicht. 

Und wir wissen: Auf den Anfang kommt es an. Deshalb bauen wir 
die frühe Sprachförderung weiter aus und führen das verbindliche 
letzte Kindergartenjahr ein. 

Gleichzeitig stärken wir die berufliche Bildung. Wir stehen für die 
Gleichwertigkeit von Meister und Master und bauen die Meister-
prämie aus. 

Um gerechte Chancen geht es genauso bei bezahlbarem  
Wohnen, bei guter Gesundheitsversorgung, verlässlicher Pflege 
und vielen anderen Bereichen.  

Die Herausforderungen, die vor uns liegen, sind groß. Aber  
dieses Land hat die Kraft, Zukunft zu gestalten. Unser Kompass 
ist der Koalitionsvertrag. Er verbindet Sicherheit und Freiheit, 
Klimaschutz und Wirtschaft, Innovation und Zusammenhalt.  
Es ist ein Vertrag für ein wirtschaftlich starkes, modernes und 
gerechtes Baden-Württemberg. 

GRÜNE
 gruene-landtag-bw.de 

gruenelandtagbwfraktiongruenbw fraktiongruenbw

Veranstaltungen der Fraktion im Landtag: Ideen und Perspektiven 
austauschen, Menschen vernetzen – wie beim Frauennetzwerk.

Die Grüne Landtagsfraktion im Plenarsaal.
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 MEINUNGSBEITRAG DER CDU-FRAKTION 

56 Direktmandate, ein Auftrag:  
Baden-Württemberg voranbringen

Der Koalitionsvertrag beschreibt die Richtung. Entscheidend ist 
nun die Umsetzung. Genau darin liegt die Aufgabe der CDU-Land-
tagsfraktion. Wir sind die politische Kraft, die aus politischen 
Vorhaben parlamentarische Entscheidungen macht – und aus 
Entscheidungen spürbare Verbesserungen. Ob daheim am 
Küchentisch, im Klassenzimmer, in der Werkstatt, auf der Baustelle 
oder im Rathaus: Politik gewinnt Vertrauen, wenn sie Probleme 
löst und das Leben leichter macht.

Politik setzt den Rahmen, erwirtschaftet wird unser Wohlstand 
aber jeden Tag neu in unseren Unternehmen, Werkstätten, Labo-
ren und Entwicklungsabteilungen. Millionen Beschäftigte sorgen 
dafür, dass unser Land stark bleibt. Mittelstand, Handwerk, 
Industrie und Familienunternehmen bilden gemeinsam das Fun-
dament unseres Erfolgs. Deshalb ist wirtschaftliche Stärke die 
Voraussetzung für sichere Arbeitsplätze, gute Löhne, starke 
Kommunen, moderne Schulen und einen leistungsfähigen Staat.

Deshalb geben wir den Belangen der Wirtschaft wieder mehr 
Gewicht. Unternehmerinnen und Unternehmer müssen schneller 
investieren können. Wer eine Halle bauen, eine Produktionsli-
nie erweitern oder einen Betrieb gründen möchte, darf nicht 
monatelang auf Genehmigungen warten müssen. Mit unserem 
Effizienzgesetz legen wir fest: Berichts-, Dokumentations- und 
Aufbewahrungspflichten laufen Ende 2027 aus, sofern sie nicht 
ausnahmsweise begründet fortgeführt werden. Planungs- und 
Genehmigungsverfahren wollen wir beschleunigen – durch ver-
bindliche Fristen, digitale Verfahren und mehr Anzeigeverfahren 
anstelle langwieriger Genehmigungsprozesse. Der Staat muss 
Partner sein und darf nicht zum Hindernis werden.

Baden-Württemberg war immer dann besonders erfolgreich, 
wenn aus guten Ideen konkrete Produkte, neue Unternehmen und 

Die Menschen in Baden-Württemberg haben 
der CDU-Landtagsfraktion einen klaren 
Auftrag erteilt. 56 direkt gewählte Abgeord-
nete aus allen Regionen unseres Landes 
stehen für Vertrauen in eine bürgerliche Politik 
der Mitte. Keine Fraktion im Landtag ist 
größer. Für uns ist das Anerkennung und 
Verpflichtung zugleich. Wir wollen diese 
Wahlperiode nutzen, damit Baden-Württem-
berg wieder schneller entscheidet, stärker 
wirtschaftet und den Menschen im Alltag 
wieder mehr zutraut.

Der neue Fraktionsvorsitzende Tobias Vogt MdL.

Die CDU-Landtagsfraktion hat ihre neuen Arbeitskreisvorsitzenden gewählt.
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sichere Arbeitsplätze geworden sind. Genau darum geht es auch 
jetzt: Forschung darf nicht im Labor stehen bleiben, sondern muss 
schneller in die Anwendung kommen. Aus baden-württembergi-
schen Ideen sollen baden-württembergische Arbeitsplätze 
entstehen. Deshalb stärken wir den Weg von der Forschung in 
die Praxis – bei Künstlicher Intelligenz, Robotik, Halbleiter- und 
Quantentechnologie, Medizintechnik sowie Sicherheits- und 
Verteidigungstechnologien. Entscheidend ist, dass Forschung, 
Unternehmergeist und industrielle Stärke bei uns im Land zusam-
menkommen. Mit besseren Bedingungen für Gründerinnen und 
Gründer, mehr Technologietransfer und dem ZukunftsFondsBW 
mobilisieren wir zusätzliches privates Kapital für Innovationen 
und Wachstum.

Genauso wichtig ist die Stärkung von Mittelstand und Handwerk. 
Baden-Württemberg lebt von Menschen, die programmieren und 
forschen, genauso wie von Menschen, die Maschinen bauen, 
Dächer decken, Heizungen installieren oder Brücken errichten. 
Die Verdopplung der Meisterprämie ist deshalb weit mehr als eine 
finanzielle Förderung. Sie bringt zum Ausdruck, dass berufliche 
und akademische Bildung für uns gleichwertig sind. Meister und 
Master verdienen dieselbe Anerkennung.

Die Zukunft unseres Landes entscheidet sich aber nicht erst im 
Betrieb, sondern beginnt im Klassenzimmer. Kinder sollen sicher 
lesen, schreiben und rechnen lernen. Zugleich gehört der Leis-
tungsgedanke zu guter Bildung: Junge Menschen sollen ihre 
Stärken entdecken, sich anstrengen dürfen und erfahren, dass 
Einsatz zählt – im Unterricht genauso wie beim Sport. Deshalb 
brauchen wir starke Berufsschulen, moderne Ausbildungswerk-
stätten und praxisnahe Berufsorientierung. Unser Ziel ist, dass 
junge Menschen die Chancen einer beruflichen Ausbildung 
genauso selbstverständlich kennenlernen wie die eines Studiums. 
Dort, wo Fachkräfte zusätzlich gebraucht werden, setzen wir auf 
geordnete Fachkräftezuwanderung mit schnelleren Verfahren, 
zügiger Anerkennung von Abschlüssen und erfolgreicher Inte
gration in Arbeitsmarkt und Gesellschaft.

Ein starkes Land braucht starke Lebensadern. Straßen, Schienen, 
Brücken, Energienetze und digitale Netze halten Baden-Würt-
temberg in Bewegung. Wer täglich zur Arbeit fährt, erwartet 
funktionierende Verkehrswege. Wer ein Unternehmen führt, braucht 
verlässliche Energie und leistungsfähige Datennetze. Unser 
Anspruch ist, dass Planung und Umsetzung wieder deutlich 
schneller gelingen.

Ein Staat, der funktioniert, zeigt sich auch bei Sicherheit und 
starken Kommunen. Die Menschen erwarten, dass Polizei, Justiz, 
Rettungsdienste und Katastrophenschutz handlungsfähig sind – im 
Alltag und in der Krise. Und sie erleben den Staat zuerst vor Ort: 
in der Kita, in der Schule, beim Bürgeramt, bei der Feuerwehr, auf 
dem Spielplatz oder an der Bushaltestelle. Städte, Gemeinden 
und Landkreise sind die Visitenkarte des Staates. Deshalb wollen 
wir kommunale Handlungsfähigkeit sichern, Standards überprü-
fen und Aufgaben, Erwartungen und Finanzierung wieder besser 
in Einklang bringen. Denn ohne solide Kommunalfinanzen bleibt 
vieles Anspruch, was vor Ort Wirklichkeit werden muss.

Die CDU-Landtagsfraktion wird diese Wahlperiode aktiv gestal-
ten. Wir sind Motor der Regierungsarbeit und treibende Kraft für 
die Modernisierung unseres Landes. Unsere Abgeordneten ken-
nen die Anliegen der Menschen vor Ort – aus den Betrieben, den 
Rathäusern, den Schulen und den Vereinen. Mit dieser Erfahrung 
und dem klaren Auftrag der Wählerinnen und Wähler werden wir 
die kommenden Jahre gestalten. Damit Baden-Württemberg 
stark bleibt: als Wirtschaftsland, als Innovationsstandort und als 
Heimat für Menschen, die hier leben, arbeiten und Verantwortung 
übernehmen.

Girls’ Day in der CDU-Fraktion.
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Es ist Zeit für eine politische Wende  
in Baden-Württemberg

Baden-Württemberg war über Jahrzehnte das industrielle Herz 
Deutschlands. Innovationskraft, Mittelstand und wirtschaftliche 
Vernunft machten unser Land zu einer der erfolgreichsten Regi-
onen Europas. Heute erleben viele Bürger jedoch eine andere 
Realität: steigende Lebenshaltungskosten, eine schwächelnde 
Wirtschaft, wachsende Unsicherheit und Kommunen, die unter 
immer größeren Belastungen stehen. Während die Regierung  
von Fortschritt spricht, wächst bei vielen Menschen die Sorge,  
dass Baden-Württemberg wirtschaftlich und gesellschaftlich an 
Substanz verliert.

Unser Wirtschaftsstandort ist in Gefahr
Besonders deutlich zeigt sich diese Entwicklung in der Wirtschaft. 
Zahlreiche Unternehmen bauen Stellen ab oder verlagern Inves-
titionen ins Ausland. Die industrielle Basis unseres Landes gerät 
zunehmend unter Druck. Die Ursachen liegen nicht in mangelnder 
Innovationskraft unserer Unternehmen, sondern in politischen 
Fehlentscheidungen. Hohe Energiepreise, immer neue Bürokratie, 
steigende Steuer- und Abgabenlasten sowie eine Politik, die 
Ideologie häufig über wirtschaftliche Vernunft stellt, schwächen 
die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Baden-Württemberg.
Wer den Industriestandort sichern will, muss die Ursachen dieser 
Entwicklung benennen und beseitigen. Wohlstand entsteht nicht 
durch politische Wunschvorstellungen, sondern durch unterneh-
merische Freiheit, Investitionen und verlässliche Rahmenbedin-
gungen. Gerade die mittelständischen Betriebe, die das Rückgrat 
unserer Wirtschaft bilden, brauchen Planungssicherheit statt 
immer neuer Vorschriften.

Wir brauchen endlich wieder bezahlbare Energie
Eine Schlüsselrolle spielt dabei die Energiepolitik. Während  
zahlreiche europäische Staaten auf einen technologieoffenen 
Energiemix setzen und die Kernenergie als wichtigen Bestandteil 
ihrer Versorgung betrachten, hält Deutschland an einem Son-
derweg fest. Das Ergebnis sind Energiepreise, die Verbraucher 
und Unternehmen gleichermaßen belasten.

Ministerpräsident Cem Özdemir hat in seiner 
ersten Regierungserklärung von Zuversicht, 
Aufbruch und einem neuen Kapitel für 
Baden-Württemberg gesprochen. Diese Ziele 
würden wohl die meisten Bürger unterschrei-
ben. Doch zwischen den Ankündigungen der 
neuen Landesregierung und der Realität im 
Land klafft eine immer größere Lücke. Die 
entscheidende Frage lautet deshalb nicht, 
welche Überschrift ein Koalitionsvertrag 
trägt, sondern ob die Politik die tatsächlichen 
Probleme unseres Landes löst.

Martin Rothweiler im Gespräch mit der Presse.

Der neugewählte Vorstand der AfD-Fraktion.
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Für ein exportorientiertes Industrieland sind dauerhaft hohe 
Strompreise kein Naturgesetz, sondern ein politisch verursachter 
Wettbewerbsnachteil. Baden-Württemberg lebt von Industrie, 
Maschinenbau, Automobilwirtschaft und Handwerk. Wer diese 
Stärken erhalten will, braucht eine sichere, bezahlbare und tech-
nologieoffene Energieversorgung. Wettbewerbsfähigkeit entsteht 
nicht durch politische Symbolpolitik, sondern durch funktionierende 
Rahmenbedingungen.

Unsere Kommunen stehen vor dem Abgrund
Mit Sorge betrachten wir auch die Lage der Kommunen. Städte 
und Gemeinden müssen immer mehr Aufgaben übernehmen, 
während ihre finanziellen Spielräume immer kleiner werden. Viele 
Rathäuser kämpfen mit Investitionsstaus, steigenden Sozial
ausgaben und Personalmangel. Gleichzeitig werden wichtige 
politische Entscheidungen immer wieder in Kommissionen, Arbeits-
gruppen und andere Stuhlkreise ausgelagert.

Die Bürger erwarten jedoch keine weiteren Ankündigungen.  
Sie erwarten Lösungen. Wer Bürgernähe ernst meint, muss den 
Kommunen mehr finanzielle und politische Handlungsfreiheit 
geben. Die Menschen vor Ort wissen häufig selbst am besten, 
welche Maßnahmen notwendig sind. Statt immer neuer Vorgaben 
braucht es mehr Vertrauen in die kommunale Selbstverwaltung.

Unser Land muss wieder sicher werden
Ein weiteres zentrales Thema bleibt die innere Sicherheit. Sicher-
heit ist die Voraussetzung von Freiheit. Viele Bürger sehen jedoch, 
dass sich ihre Lebenswirklichkeit verändert hat. Gewaltkrimina-
lität, Messerangriffe und Übergriffe auf Einsatzkräfte prägen 
zunehmend die öffentliche Debatte. Probleme zu relativieren  
oder kleinzureden, schafft kein Vertrauen. Vertrauen entsteht  
dort, wo Fehlentwicklungen offen benannt und konsequent 
bekämpft werden.

Die Bürger erwarten zu Recht, dass der Staat seine Kernaufgaben 
erfüllt. Dazu gehören eine leistungsfähige Polizei, eine funktio-
nierende Justiz und die konsequente Durchsetzung geltenden 
Rechts. Wer Vertrauen in staatliche Institutionen zurückgewinnen 
will, muss Handlungsfähigkeit zeigen.

Bildung muss Leistung fördern
Auch im Bildungsbereich wächst der Handlungsdruck. Baden- 
Württemberg galt einst als Vorbild für Leistungsfähigkeit und 
Bildungsqualität. Heute zeigen nationale und internationale 

Vergleichsstudien sinkende Kompetenzen bei Lesen, Schreiben 
und Mathematik. Gleichzeitig steigen die Belastungen für Lehr-
kräfte und Schulen.

Bildung ist der wichtigste Rohstoff unseres Landes. Deshalb 
braucht Baden-Württemberg wieder eine Bildungspolitik, die 
Leistung fördert, Bildungsstandards sichert und jungen Menschen 
die bestmöglichen Chancen eröffnet. Chancengerechtigkeit und 
Leistungsgerechtigkeit dürfen nicht gegeneinander ausgespielt 
werden. Schulen müssen ihrem Kernauftrag gerecht werden: 
Wissen zu vermitteln und junge Menschen auf ein erfolgreiches 
Leben vorzubereiten.

Unsere Bürger verdienen mehr
Die Bürger werden die Landesregierung nicht an Ankündigungen 
messen, sondern an Ergebnissen. Sie werden nicht fragen, wie 
viele Strategiepapiere verabschiedet wurden, sondern ob Arbeits-
plätze gesichert, Energiekosten bezahlbar, Schulen leistungs
fähiger und unsere Städte sicherer geworden sind.

Baden-Württemberg braucht keinen weiteren ideologischen 
Umbau. Baden-Württemberg braucht wirtschaftliche Vernunft, 
solide Staatsfinanzen, eine leistungsorientierte Bildungspolitik, 
sichere Energieversorgung und einen Staat, der seine Kern
aufgaben wieder erfüllt.

Unser Land verfügt weiterhin über enorme Stärken. Millionen 
Menschen gehen jeden Tag ihrer Arbeit nach, gründen Unterneh-
men, bilden Fachkräfte aus und übernehmen Verantwortung  
für ihre Familien. Sie erwirtschaften den Wohlstand unseres  
Landes. Diese Menschen erwarten keine politischen Inszenie-
rungen. Sie erwarten Ergebnisse. Für diesen Anspruch steht die 
AfD-Fraktion. Es ist Zeit für die politische Wende.

Der Oppositionsführer im Plenum.

Landes- und Bundesebene im Austausch.
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Baden-Württemberg steht vor der größten 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verän-
derung seit Jahrzehnten. Wirtschaftlicher 
Wandel, Klimawandel, Digitalisierung und 
weltpolitische Unsicherheiten fordern uns 
täglich heraus. Für viele Bürgerinnen und 
Bürger geht es im Kern um eine entscheidende 
Frage: Wird es ihnen in fünf Jahren besser 
gehen als heute?

 MEINUNGSBEITRAG DER SPD-FRAKTION 

Für die SPD-Landtagsfraktion ist der politische Kompass klar  
und unverrückbar: Arbeit und Arbeitsplätze zuerst! Wirtschaftliche 
Stärke und soziale Sicherheit müssen untrennbar zusammen 
gedacht werden. Baden-Württemberg darf nicht einfach nur 
verwaltet werden – dieses Land braucht den Mut zur Moder-
nisierung und einen handlungsfähigen Staat, der nah an der 
Lebensrealität der Menschen agiert.

Opposition bedeutet, verlässlich für die Menschen 
in unserem Land einzustehen
Am Ende wird sich die neue Landesregierung nicht an ihren 
Absichtserklärungen messen lassen können. Sie wird daran 
gemessen werden, ob Arbeitsplätze gesichert werden, ob Woh-
nen bezahlbarer wird, ob Schulen besser werden, ob Kommunen 
wieder handlungsfähig sind und ob wirtschaftliche Stärke und 
Klimaschutz miteinander verbunden werden. Opposition bedeu-
tet für uns nicht, prinzipiell gegen alles zu sein. Es bedeutet, 
verlässlich für die Menschen einzustehen, Alternativen aufzuzei-
gen und zu prüfen, ob die Landesregierung echte Erfolge erzielt. 
Wir werden dort konstruktiv unterstützen, wo das Land echte 
Fortschritte macht. Aber wir werden auch spürbaren Druck 
machen, wenn Probleme ausgesessen, Entscheidungen vertagt 
oder wichtige Akteure vergessen werden. Die Bürgerinnen und 
Bürger haben Anspruch auf eine Politik, die liefert – und genau 
darauf werden wir achten.

Mut zeigt sich nicht in Regierungserklärungen, 
sondern im konkreten Handeln
Gerade jetzt braucht unser Land eine Landesregierung, die 
handelt und verlässliche Orientierung gibt. Der Ministerpräsident 
hat in seiner ersten Regierungserklärung über Mut, Demut und 
Verantwortung gesprochen. Doch nüchtern betrachtet muss man 
feststellen: Die gewaltigen Herausforderungen werden von Grün-
Schwarz zwar oft treffend beschrieben, doch wahrer Mut zeigt 
sich nicht in Regierungserklärungen oder Koalitionsverträgen. 

Die neue Legislaturperiode im  
Südwesten: Nicht verwalten. Machen!

Zum ersten Mal paritätisch: Geschlossen als  
SPD-Landtagsfraktion in die neue Legislaturperiode.

Arbeitsplatzsicherung und Innovation für den Wirtschaftsstandort 
Baden-Württemberg.
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Entscheidend ist einzig und allein, was tatsächlich bei den  
Menschen ankommt. Die Bürgerinnen und Bürger haben einen 
legitimen Anspruch auf eine Regierung, die Probleme löst und 
konkrete Ergebnisse liefert – daran wird sich Grün-Schwarz  
messen lassen müssen.

Diese Landesregierung beginnt ihre Arbeit keineswegs ohne 
Hypothek. Schon die Wahl des Ministerpräsidenten hat gezeigt, 
dass die Regierungsfraktionen keineswegs so geschlossen sind, 
wie sie es nach außen gerne darstellen. Besonders besorgniser-
regend ist die finanzielle Grundlage: Fast alle politischen Vorhaben 
stehen unter einem strikten Finanzierungsvorbehalt – nur für 
zusätzliche Regierungsposten gilt dies offenbar nicht. Wer  
Bürokratieabbau fordert, sollte dabei bei sich selbst beginnen. 
Und wer heute Regelungen beklagt, sollte nicht vergessen, dass 
viele davon in Zeiten entstanden sind, als dieselben Parteien 
bereits Regierungsverantwortung trugen.

Die Landesregierung vergisst die Beschäftigten 
Im Mittelpunkt der kommenden Jahre muss die wirtschaftliche 
Stärke unseres Landes stehen. Baden-Württemberg lebt von 
seinen Beschäftigten, seinen mittelständischen Unternehmen, 
seinem Handwerk, seiner Industrie und seiner Innovationskraft. 
Wir begrüßen das Bekenntnis zur Wirtschaftspolitik als Schwer-
punkt dieser Legislaturperiode. Allerdings fehlen im Koalitions-
vertrag entscheidende Akteure: die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Die Transformation unserer Wirtschaft gelingt nicht 
allein durch Investitionen und Förderprogramme – sie gelingt nur 
mit den Menschen, die täglich in den Betrieben arbeiten und den 
wirtschaftlichen Erfolg erst ermöglichen. Baden-Württemberg 
war immer dann besonders erfolgreich, wenn Sozialpartnerschaft 
gelebt wurde und Arbeitgeber sowie Beschäftigte gemeinsam 
Verantwortung übernommen haben. Diese historische Stärke darf 
nicht aus dem Blick geraten. 

Was nun angepackt werden muss 
Ein starker gesellschaftlicher Zusammenhalt gelingt nur über 
beste Bildungschancen und ein verlässliches soziales Netz. Die 
bildungspolitischen Ambitionen der neuen Regierung sind beson-
ders enttäuschend – obwohl der Ministerpräsident selbst eindrucks-
voll beschrieben hat, welche Bedeutung Bildung für den eigenen 
Lebensweg haben kann. Wenn Herkunft nicht über Zukunft ent-
scheiden soll, muss Bildung die oberste Priorität des Landes sein. 

Doch die großen Fragen des Bildungssystems bleiben im  
Koalitionsvertrag weitgehend unbeantwortet: Wie wird die Unter-
richtsqualität gesichert, der Unterrichtsausfall reduziert, Chan-
cengerechtigkeit geschaffen und wie werden Ganztagsangebote 
gestärkt? Für uns als SPD steht fest: Der Bildungserfolg darf nicht 
vom Geldbeutel oder der Herkunft der Eltern abhängen. Wir 
fordern massive Investitionen in Schulen und Kitas, gebührenfreie 
Kitas sowie eine spürbare Stärkung der sozialen Infrastruktur  
und der Pflege. Wer bei Bildung und Sozialem spart, gefährdet 
die Zukunft unserer gesamten Gesellschaft.

Bezahlbarer Wohnraum ist für viele Menschen – vor allem für 
Familien, Auszubildende und Ältere – zur größten sozialen Frage 
geworden. Angekündigte Verbesserungen bleiben vage, konkrete 
Maßnahmen fehlen. Ähnliches gilt für den Klimaschutz: Das Fest-
halten am Ziel der Klimaneutralität bis 2040 verändert nichts, 
solange der Ausbau der erneuerbaren Energien nicht vorankommt. 
Eine Schlüsselrolle kommt nicht nur hier Städten und Gemeinden 
zu, da dort Klimaschutzmaßnahmen umgesetzt werden. In Kom-
munen werden zudem Schulen betrieben, Wohngebiete entwickelt 
und soziale Angebote organisiert. Doch während die Kommunen 
immer mehr Verantwortung tragen, schwinden ihre finanziellen 
Spielräume. Wer Aufgaben überträgt, muss auch für deren Fi
nanzierung sorgen – gerade bei Schulsozialarbeit, Gesundheits-
versorgung und Prävention.

Politik gestalten in der Opposition. 

Mit neuen Gesichtern, Ideen und Zukunftsvisionen.

spdlandtag_bw
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Winfried Kretschmann eröffnet als Alterspräsident am 11. Mai 2021 die erste Sitzung 
des 17. Landtags von Baden-Württemberg.

Konstituierende Sitzung des 17. Landtags von 
Baden-Württemberg am 11. Mai 2021 mit Abstand 

und noch ohne Besucherinnen und Besucher.

Damit war zwar der Ausnahmezustand vorbei, einen politischen Schluss-
punkt bedeutete das aber nicht. Tatsächlich haben Corona und die Folgen 
Parlament und Regierung bis zur Wahl 2026 nicht losgelassen. Ob die coro
nabedingte Rekordneuverschuldung von fast 14 Milliarden Euro in der Wahl-
periode zuvor gerechtfertigt war, sorgte für heftigen Streit, weil die Landes
regierung die Kreditermächtigungen nur zu zwei Dritteln ausgeschöpft 
hatte. Die FDP mutmaßte, dass die Koalition Geld für Wahlgeschenke bun-
kerte und klagte gegen die Schuldenpolitik. Die SPD forderte, die ungenutzten 
Milliarden zur weiteren Krisenabfederung zu nutzen. Später konnte die dritte 
Regierung von Ministerpräsident Winfried Kretschmann sich vom Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts in ihrem vorsichtigen finanzpolitischen Kurs 
bestätigt sehen. Karlsruhe erklärte ebensolche Umwidmungen von Corona-
mitteln durch die Ampelregierung in Berlin für grundgesetzwidrig.

Nach der Krise 
ist vor der Krise

Landespolitische Korrespondentin
und Mitglied der Landespressekonferenz 
Baden-Württemberg

EIN GASTBEITRAG VON 
BÄRBEL KRAUß

Corona hat lange vieles überdeckt. In der 17. Wahlperiode hat das globale Problem-
gefüge der Landespolitik den Stempel aufgedrückt. Wenig dürfte sich der 17. Landtag 
von Baden-Württemberg quer durch alle Lager mehr gewünscht haben, als dass der 
Ausnahmesituation der Coronazeit eine ganz normale parlamentarische Arbeitsperiode 
folgt. Gekommen ist es anders. Das liegt nicht nur daran, dass die Landesregierung 
ihre letzten Coronaauflagen erst Anfang 2023 zurücknehmen konnte.

 Blick zurück auf die abgelaufene Wahlperiode 
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Erste Sitzung nach Corona 
am 4. Mai 2022. Alle Abgeordneten 

sitzen wieder im Plenarsaal.

Übergabe des Abschluss
berichts des Bürgerforums 
an die Enquete „Krisenfeste
Gesellschaft“ am 26. Mai 2023.

Corona hatte einen Rattenschwanz 
von Nachwirkungen. Illustriert wird das 
durch den hübschen Zufall, dass das 
erste und das letzte Gesetz, das in der 
17. Wahlperiode beschlossen wurde, 
mit Corona zu tun hatte. Das erste war 
der Nachtragshaushalt 2021. Beim 
letzten ging es um die Rückgabe von 
zu Unrecht vom Land zurückgefor-
derten Coronahilfen. Wenige Tage vor 
der Wahl bewilligte der Landtag mit 
im Parlamentsalltag rarer Einstimmig-
keit 800 Millionen Euro für die Rück-
zahlung.

Darüber hinaus wollte das Parlament aus der 
Pandemie lernen, um Wirtschaft und Gesell-
schaft generell widerstandsfähig aufzustellen. 
Eine Enquetekommission „Krisenfeste Gesell-
schaft“ beriet mit mehr als 140 Sachverständigen 
über das weit gefasste Thema. Es erwies sich 
als weise, den Auftrag nicht auf die Pandemie-
aufarbeitung zu beschränken. Denn politische 
Normalität ist vor allem deswegen nicht einge-
kehrt, weil Corona auf dem Fuße folgte, was 
heute als Polykrise beschrieben wird. Erst der 
Ukraine-, dann der Irankrieg führten dem Westen 
insgesamt, aber eben auch dem Land die eigene 
Rohstoff- und Energieabhängigkeit vor Augen. 
Die Weltwirtschaft und mit ihr der Standort Ba-
den-Württemberg wurden ihrer Verletzlichkeit 
überführt – und ihrer an vielen Stellen mangeln-
den Resilienz.

LANDTAGSSPIEGEL 2026 19



Der Landtag 
 und seine Mitglieder
„Der Landtag ist die gewählte Vertretung des Volkes.“

„Der Landtag übt die gesetzgebende Gewalt aus und 
überwacht die Ausübung der vollziehenden Gewalt 

nach Maßgabe dieser Verfassung.“

„Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes.  
Sie sind nicht an Aufträge und Weisungen gebunden 

und nur ihrem Gewissen unterworfen.“

Doch nicht nur die Wirtschaft und die Geopolitik 
entwickeln sich krisenhaft. Die Zustimmung zum de-
mokratischen System der Bundesrepublik und ihren 
Repräsentanten ist auch in Baden-Württemberg 
gesunken. Treiber dieser Entwicklung gibt es viele. 
In Kitas und Schulen ist die Demografiekrise bei 
wachsendem Betreuer- und Lehrermangel mit voller 
Wucht angekommen. Ministerpräsident Kretschmann 
und Kultusministerin Theresa Schopper appellierten 
an die Lehrkräfte, ihre Unterrichtszeit zu erhöhen, 
und schränkten den Zugang zu Teilzeit ein. Der Land-
tag führte einen Erprobungsparagrafen ein, damit 
Kitas bei Personalknappheit die Gruppengröße an-
passen können.

Aufgerüttelt hat Landespolitik wie 
Bürger, dass der Polizist Rouven Laur 
nicht einmal dreißigjährig in Mann-
heim bei einer Messerattacke sein 
Leben verlor. Er schützte eine islam-
feindliche Veranstaltung und fiel dem 
Angriff eines aus Afghanistan stam-
menden Flüchtlings und radikalen IS-
Anhängers zum Opfer. Die Tragödie 
des ermordeten Polizisten ist zum 
Symbol geworden, dass im Zuge der 
Migration eben nicht nur friedliche 
Hilfesuchende ins Land kommen, son-
dern auch gewaltbereite Angreifer, 
die Sicherheitsrisiken darstellen.

Trauerfeier für den ermordeten 
Polizisten Rouven Laur.

Strategiedialog Automobilwirtschaft.

Die Demografiekrise ist auch in Kitas und Schulen 
angekommen – der Landtag steuerte dagegen.

Inzwischen ist die Sorge, dass die im Umbruch 
steckende Autoindustrie es nicht mehr schaffen 
wird, die Wohlstandssicherung im Südwesten zu 
gewährleisten, vom abstrakten Risiko zur realen 
Gefahr geworden. Längst hat aber auch die Ko-
alition gegengesteuert: mit Strategiedialogen 
zum Auto und neuen Schwerpunkten in der For-
schungsförderung. Sie sollen zukunftsträchtige 
Technologien nach vorne bringen – von Digital-
wirtschaft, Künstlicher Intelligenz, Gesundheits-
forschung und Quantentechnologie bis zu mo-
derner Mobilität und Verteidigung.
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Der Landtag 
 und seine Mitglieder

– Artikel 27 der Landesverfassung –

„Der Landtag ist die gewählte Vertretung des Volkes.“

„Der Landtag übt die gesetzgebende Gewalt aus und 
überwacht die Ausübung der vollziehenden Gewalt 

nach Maßgabe dieser Verfassung.“

„Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen Volkes.  
Sie sind nicht an Aufträge und Weisungen gebunden 

und nur ihrem Gewissen unterworfen.“
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Wesentliches Merkmal des parlamentarischen Regierungssys-
tems ist die parlamentarische Verantwortlichkeit der Regierung. 
Sie kommt in erster Linie zum Ausdruck in der Kompetenz des 
Parlaments, den Regierungschef zu wählen und ihn abzuwäh-
len. Das Letztere, die Abwahl des Ministerpräsidenten, ist nach 
der Landesverfassung – entsprechend dem Vorbild des Grund-
gesetzes – nur in der Form des sogenannten konstruktiven 
Misstrauensvotums möglich, das heißt in der Weise, dass der 
Landtag einen Nachfolger für den Ministerpräsidenten wählt, 
den er ablösen will. Überhaupt bedarf jede Berufung eines Mi-
nisters/einer Ministerin durch den Ministerpräsidenten der Be-
stätigung durch den Landtag. Außerdem kann der Landtag mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Abgeordneten den Minister
präsidenten zwingen, ein Mitglied seiner Regierung zu entlassen. 
Dem Landtag ist von der Verfassung damit – anders als dem 
Bundestag – eine unmittelbare Mitsprache auch bei der Zu-
sammensetzung der Regierung eingeräumt.

Der Landtag kontrolliert das Handeln der Regierung. Dieser 
Verfassungsauftrag macht einen wesentlichen Teil des Alltags-
geschehens im Landesparlament aus. Dem Landtag steht hier-
für ein vielfältiges Instrumentarium an Einwirkungsmöglichkeiten 
zur Verfügung. Genannt sei etwa das Recht des Plenums und 
der Landtagsausschüsse, Regierungsmitglieder herbeizuzitieren, 
damit diese dem Parlament Rede und Antwort stehen. So kann 
jede und jeder Abgeordnete in der Fragestunde vor dem Plenum 
des Landtags kurze Mündliche Anfragen an die Regierung 
richten. Solche Anfragen – sie müssen dem Präsidenten spätes-
tens drei Tage vor der Sitzung vorliegen – werden von der 
Regierung vor dem Plenum kurz beantwortet. Darüber hinaus 
haben die Abgeordneten die Möglichkeit, im Rahmen einer 
Regierungsbefragung an die Landesregierung Fragen von 
aktuellem Interesse zu richten. Das Thema einer Frage und das 
für die Beantwortung zuständige Ministerium müssen die Frakt
ionen bis 17 Uhr am Vortag der Sitzung benennen.

Jedes Mitglied des Parlaments kann außerdem schriftlich so-
genannte Kleine Anfragen einbringen, die vom Präsidenten an 
die Landesregierung weitergeleitet und von dieser innerhalb 
von drei Wochen schriftlich beantwortet werden. Große Anfragen 
werden von mindestens 15 Abgeordneten oder einer Fraktion zu 
politisch bedeutsamen Themen eingebracht und können – 
nach vorheriger schriftlicher Stellungnahme der Regierung – zu 
einer Debatte im Plenum führen.

Zu Themen von aktuellem und allgemeinem Interesse kann von 
einer Fraktion oder Gruppe eine Aktuelle Debatte vor dem Plenum 
beantragt werden. Ein Mittel, aktuelle Themen im Parlament 
schnell zur Sprache zu bringen, ist auch der Dringliche Antrag, 
der in der jeweils nächsten Plenarsitzung behandelt werden muss. 
Dringlich sind Anträge, die Immunität einer oder eines Abge
ordneten aufzuheben, dem Ministerpräsidenten das Vertrauen 
zu entziehen, eine Ministerin oder einen Minister zu entlassen 
oder einen Untersuchungsausschuss einzusetzen. Andere An-
träge können vom Präsidium durch einen einmütigen Beschluss 
oder vom Landtagsplenum durch Mehrheitsbeschluss für dring-
lich erklärt werden. Gebräuchliche Mittel der Einwirkung auf das 
Handeln der Regierung sind außerdem Anträge aus der Mitte 
des Hauses, die darauf abzielen, die Regierung um bestimmte 
Maßnahmen zu ersuchen. Zum Bereich der Regierungskontrolle 
gehören schließlich Untersuchungsausschüsse und die Beschlüsse 
des Landtags zu Petitionen.

Das Recht, Gesetzentwürfe einzubringen (Gesetzesinitiativrecht), 
steht der Regierung und den Abgeordneten zu, prinzipiell aber 
auch dem Volk. In der Praxis macht die Regierung von ihrem 
Initiativrecht in größerem Umfang Gebrauch als die Abge
ordneten. Gesetzentwürfe aus der Mitte des Landtags müssen 
von mindestens acht Abgeordneten oder einer Fraktion unter-
zeichnet sein. Die Gesetzentwürfe werden im Plenum in zwei 
oder drei Beratungen (Lesungen) behandelt.

Der Landtag „Das Parlament 
ist nicht nur 
Träger der 
gesetzgebenden 
Gewalt, also 
der Legislative, 
es ist auch 
Kontrolleur der 
Regierung.“
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Das Präsidium
Zentrales Lenkungs- 
und Leitungsorgan

Das Präsidium fungiert als zentrales Lenkungs- und 
Leitungsorgan des Parlaments. Die Sitzungstermine 
des Plenums, der Ausschüsse sowie der Fraktionen und 
deren Arbeitskreise werden hier auf ein Jahr im Voraus 
festgelegt. Auch die Tagesordnungen für die Plenar
sitzungen werden vom Präsidium erstellt und die Rede-
zeiten vereinbart. Das Präsidium erörtert alle grund-
sätzlichen Fragen in den Beziehungen des Parlaments 
zur Landesregierung. Ferner legt es den Haushaltsent-
wurf für Sach- und Personalausgaben des Landtags 
vor. Dem Präsidium gehören 23 Mitglieder an.

Präsidium

Präsident: 
Thomas Strobl,
CDU

Vizepräsidentin: 
Muhterem Aras, 
GRÜNE

Aras
Boser
Haggenmüller
Hagmann
Holmberg
Lede Abal
Poreski
Schwarz

GRÜNE

Binder
Dr. Kliche-Behnke

SPD

Hailfinger
Huber
Mack
Mayr
Dr. Pfau-Weller
Strobl
Teufel
Vogt

CDU

Klauß
Kuhs
Rothweiler
Schwarz
Sänze

AfD
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